année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Streiff-Feller, Marianne (evp/pev, BE) NR/CN
Prozesstypen Parlamentarische Initiative

Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Blhlmann, Marc
Guignard, Sophie
Heidelberger, Anja

Bevorzugte Zitierweise

Blhlmann, Marc; Guignard, Sophie; Heidelberger, Anja 2024. Ausgewdhlte Beitrége zur
Schweizer Politik: Parlamentarische Initiative, 2015 - 2020. Bern: Année Politique
Suisse, Institut flr Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss,

abgerufen am 09.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik
Parlamentsmandat
Parlamentsorganisation
Wahl- und Abstimmungsverfahren
Sozialpolitik
Sozialversicherungen
Arbeitslosenversicherung (ALV)
Soziale Gruppen
Asylpolitik

N N NN NN Ao a a a

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21



Abkiirzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

Biiro-SR Bilro des Standerates

GRECO Staatengruppe gegen Korruption

AVIG Arbeitslosenversicherungsgesetz

REDK Redaktionskommission

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats

GRECO Group d'états contre la corruption

LACI Loi sur I'assurance-chdmage

CDR La Commission de rédaction

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21



PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2019
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Bevor der Nationalrat in der Sommersession Uber die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Aeschi (svp, ZG) zur Einflhrung eines Verordnungsvetos
debattierte, hatte sich der Bundesrat in die Diskussion eingebracht. In ihrer
Stellungnahme beantragte die Regierung, nicht auf das Geschaft einzutreten. Sie
machte dabei geltend, dass dem Parlament bereits wirksame Instrumente (Motion,
parlamentarische Initiative, Konsultationsrechte) zur Verfligung stiinden, um Einfluss
auf die Verordungsgebung des Bundesrats zu nehmen. Ein Veto wurde hingegen nicht
nur zu Verzogerungen fluhren, sondern sei - weil es die Gewaltenteilung verletze - auch
verfassungswidrig. Im Falle eines Eintretens verlangte der Bundesrat Ausnahmen etwa
im Falle volkerrechtlicher Verpflichtungen, flr Verordnungen rein technischen Inhalts
oder fur Verordnungen zur Wahrung der inneren oder ausseren Sicherheit. Zudem
seien Verordnungen auszunehmen, die bei dringlichen Bundesgesetzen erlassen
werden mussen. In seiner Stellungnahme &usserte sich der Bundesrat zudem zu den
verschiedenen Antragen der von der SPK-NR ausgearbeiteten Vorlage.

Der Entwurf der SPK-NR sieht vor, dass ein Drittel der Mitglieder eines Rates innerhalb
von 156 Tagen nach deren Veroéffentlichung gegen Verordnungen des Bundesrats ein Veto
einlegen kann. Nach héchsten 60 Tagen muss die verantwortliche Kommission Gber den
Antrag befinden. Lehnt sie diesen ab, ist er erledigt; stimmt sie ihm zu, wird er von den
Raten in der nachfolgenden ordentlichen Session behandelt. Diese entscheiden dann,
ob eine Verordnung der Ansicht des Gesetzgebers widerspricht und folglich neu
verfasst werden muss oder nicht. Ziel sei es, dem Eindruck zu begegnen, dass die
Umsetzung von vom Parlament beschlossenen Gesetzen durch die bundesréatlichen
Verordnungen nicht immer dem Willen des Gesetzgebers entsprachen. Das Veto héatte
so also auch préaventive Wirkung, warb Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG)
in der Eintretensdebatte fur die Vorlage.

Diese Eintretensdebatte wurde ziemlich ausfihrlich gefihrt und machte die
Kontrahentinnen und Kontrahenten sichtbar, die sich insbesondere am zentralen
Element der Gewaltenteilung rieben. Die vom Bundesrat unterstltzte, gegen Eintreten
optierende Minderheit, bestehend aus den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP
und der GP sowie aus Minderheiten der CVP- und der FDP-Fraktion, erachtete das Veto
gegen Verordnungen als Instrument, mit dem die Teilung der Gewalten je nach Lesart
«geritzt» oder gar «verletzt» werde. Die gesetzgebende Gewalt dirfe sich nicht in die
technische Arbeit der vollziehenden Gewalt einmischen, wurde argumentiert. Angelo
Barrile (sp, ZH) warnte mit Blick auf die Vernehmlassungsantworten, in denen sich die
«Lobbys» flr ein Verordnungsveto ausgesprochen hatten, dass der Einfluss von
Interessenorganisationen mit dem neuen Instrument auch auf die Umsetzung von
Gesetzen ausgedehnt wirde. Die Minderheit verwies zudem auf das «Verzdgerungs-
und Blockadepotenzial» des Verordnungsvetos, so etwa Nadine Masshardt (sp, BE). Das
Veto lade zudem dazu ein, politisch zu taktieren, und erteile keinen Auftrag, weil man
mit ihm Verordnungen nur ablehnen oder gutheissen kénne, monierte Marianne Streiff-
Feller (evp, BE) fur die Minderheit der CVP-Fraktion. Und Balthasar Glattli (gp, ZH) wies
darauf hin, dass das Parlament mit der parlamentarischen Initiative ja ein viel starkeres
Instrument habe, selber Gesetze zu verfassen. Die Mehrheit beharrte hingegen darauf,
dass der Bundesrat sich mit Verordnungen immer wieder dem Willen des Souverans
widersetze. Wirklich stossende Abweichungen der Gesetzgebung durch Verordnungen
mussten darum sozusagen mittels «Notbremse» verhindert werden kénnen, so Beat
Flach (glp, AG) fur die GLP-Fraktion. Es handle sich um ein staatsrechtliches
Experiment, auf das man sich einlassen und das man diskutieren solle. Es gehe nicht um
die Frage, ob dieser Vorstoss verfassungskonform sei oder nicht - nahm Gregor Rutz
(svp, ZH) fur die SVP-Fraktion Stellung -, sondern um den Schutz der Verfassung selber.
Man habe zwar kein Verfassungsgericht, aber die Kontrolle gegen ein Gesetz kénne
mittels Referendum wahrgenommen werden. Dies sei nun aber bei Verordnungen eben
nicht moglich. Heute stamme ein Drittel aller Regelungen aus Verordnungen und
lediglich 12 Prozent aus Gesetzen. Deshalb sei ein Korrekturinstrument dringend. Fur
die FDP-Fraktion ergriff schliesslich Kurt Fluri (fdp, SO) das Wort: Es sei wichtig, zu
sehen, dass das Veto kassatorisch sei. Es gehe eben gerade nicht darum, neue
Regelungen zu diskutieren oder anzustossen - was mit den parlamentarischen
Anstossinstrumenten mitunter Jahre dauere -, sondern einzig darum, den Bundesrat
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aufzufordern, Gesetze im Sinne des Parlaments und nicht «seinen eigenen Willen»
umzusetzen. Fluri ging zudem auf die Erfahrungen in seinem Kanton Solothurn ein, der
ein Verordnungsveto kennt. In den 30 Jahren zwischen 1988 und 2018 sei lediglich
gegen 77 von 1115 Verordnungen ein Veto eingelegt worden, acht dieser beanstandeten
Verordnungen seien von der Regierung zurlickgezogen und etwa jede flnfte korrigiert
worden. Es kénne - zumindest im Kanton Solothurn - nicht von systematischer
Blockade gesprochen werden. Bundeskanzler Walter Thurnherr &usserte sich am
Schluss der Eintretensdebatte im Namen des Bundesrats und warnte vor der
Vermischung der Gewalten und einem unverhéltnisméassigen Aufwand. Zudem fehle aus
Sicht der Regierung die verfassungsmaéssige Grundlage fur das neue Instrument. Mit 115
zu 64 Stimmen wurde dann - aufgrund der Positionen der einzelnen Fraktionen eher
wenig Uberraschend - Eintreten beschlossen.

Bei der Detailberatung wurden alle Vorschlage des Bundesrates fur zusatzliche
Ausnahmen abgelehnt.Auch ein Minderheitsantrag der SVP, wonach nicht die
Kommissionsmehrheit das letzte Wort haben soll, sondern ein Minderheitsantrag auch
im Rat diskutiert werden sollte, fand keine Mehrheit. Es soll also die Kommission
beziehungsweise deren Mehrheit sein, die entscheidet, ob Uber einen Antrag auf ein
Veto abgestimmt wird oder nicht. Das gleiche Schicksal der Ablehnung ereilte ein
Minderheitsantrag der SP, mit dem die Erlauterungen zu den Verordnungen im
Bundesblatt hatten veroffentlicht werden sollen. Alle weiteren Minderheitsantrage, mit
denen Ausnahmen geschaffen werden sollten, lehnte die Ratsmehrheit ab. Mit ein
Grund daflir war wohl das von Kommissionssprecher Jauslin vorgebrachte Argument,
dass hier ein neues Instrument geschaffen werde und man zuerst Erfahrungen sammeln
musse, um dann vielleicht spater in einzelnen Bereichen Ausnahmen zu schaffen. In der
Gesamtabstimmung erhielt die unverédnderte Vorlage der SPK-NR 113 Stimmen. Die 67
Gegenstimmen stammten von allen anwesenden GP- (11) und SP-Mitgliedern (40) sowie
von 10 Mitgliedern der FDP- und 6 der CVP-Fraktion. Sechs der acht Grlnliberalen
enthielten sich der Stimme. Damit ging die Vorlage an den Standerat. '

Parlamentsmandat

Mit 11 zu 10 Stimmen gab die Staatspolitische Kommission des Nationalrates (SPK-NR)
bereits im Marz 2015 einer parlamentarischen Initiative von Marianne Streiff-Feller (evp,
BE) Folge, welche die Interessenbindungen von Ratsmitgliedern noch transparenter
machen will. Das Parlamentsgesetz sieht bisher vor, dass Parlamentarierinnen und
Parlamentarier Interessenbindungen sowie ihren Beruf angeben mussen. Streiff-Feller
forderte, dass nicht nur die berufliche Téatigkeit, sondern auch Arbeitgeber und
Funktion angegeben werden mussten. Aus Grinden von Transparenz und Ehrlichkeit
mussten Blrgerinnen und Blrger auch darlber aufgeklart werden, von wem
Ratsmitglieder konkret ihren Lohn beziehen - nichts sagende Angaben wie "Beraterin”
oder "Geschaftsfuhrer" wirden so mit Inhalten gefullt.

Die Forderung von Streiff-Feller erwies sich dann im Sommer mit der Angelegenheit
rund um die Lobbying-Affére um Christa Markwalder (fdp, BE) beinahe als
avantgardistisch, wurden doch als Folge der Affare weitere Geschéafte eingereicht, mit
denen Transparenz erhéht werden soll (z.B. die Pa.lv. 15.437). Trotzdem stiess die
parlamentarische Initiative bei der Staatspolitischen Kommission des Sténderats nicht
nur auf Zustimmung. Zwar gab auch die SPK-SR dem Vorstoss im November mit 6 zu 2
Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge, die Kommissionsminderheit warnte aber davor, dass
damit dem Eindringen in die Privatsphare der Ratsmitglieder Vorschub geleistet
wirde. ?

Nachdem der Bundesrat in seiner schriftlichen Stellungnahme vom 20. November 2019
explizit auf eine Stellungnahme verzichtet hatte - es sei, auch wenn damit finanzielle
Folgen verknulpft seien, Sache des Parlaments, Regelungen flur Entschadigungen und
berufliche Vorsorge seiner Mitglieder zu finden -, kam die von der SPK-NR
ausgearbeitete und auf eine parlamentarische Initiative Rickli (svp, ZH) zurlickgehende
Abschaffung der Uberbriickungshilfe fiir Parlamentarierinnen und Parlamentarier zur
Beratung in die grosse Kammer. Eine links-grine Kommissionsminderheit beantragte
Nichteintreten. Die génzliche Abschaffung sei unverhaltnismassig, begrindete
Minderheitssprecher Angelo Barrile (sp, ZH) den Antrag. Es kénne sein, dass man nicht
wiedergewahlt werde, das habe sich «gerade jetzt - nach dem Wahlsonntag» wieder
gezeigt. Und in diesem Fall, der einer Entlassung von einem Moment auf den anderen
gleichkomme, kénne es sein, dass man auf finanzielle Hilfe angewiesen sei. Das Anliegen
der Minderheit wurde allerdings relativ knapp mit 98 zu 84 Stimmen abgelehnt. Zu den
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geschlossen stimmenden SP-, GLP- und GP-Fraktionen gesellten sich 5 Stimmen aus
der neu geschaffenen Mitte-Fraktion (CVP-EVP-BDP). In der Folge wurde Uber einen
Minderheitsantrag Streiff-Feller (evp, BE) debattiert, der anstelle einer génzlichen
Abschaffung eine Kompromissldsung vorschlug. Die Bezugsdauer solle analog zu einer
ungerechtfertigten fristlosen Kindigung auf sechs Monate beschrankt werden, sofern
ein Ratsmitglied noch nicht 65 Jahre alt ist und keine Arbeitslosengelder beziehe. Mit
107 zu 77 Stimmen nahm der Nationalrat diesen Minderheitsantrag an - nachdem
Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) die Parlamentsmitglieder explizit
darauf aufmerksam gemacht hatte, dass sie ein Anrecht auf Arbeitslosengelder hatten.
Gegen den Antrag votierten die geschlossenen Fraktionen der FDP-Liberalen und der
SVP. In der Gesamtabstimmung wurde das Geschaft mit 104 zu 80 Stimmen
angenommen und an den Standerat Gberwiesen. Die Opposition kam erneut von den
SP-, GLP- und GP-Fraktionen, die lieber gar keine Anderung gehabt hatten. ®

In der Herbstsession 2020 beendete der Nationalrat die Diskussionen um die
Uberbriickungshilfe fiir Parlamentarierinnen und Parlamentarier, indem er mit 106 zu
81 Stimmen (2 Enthaltungen) beschloss, nicht auf das Geschaft einzutreten. Damit folgte
die grosse Kammer ihrer SPK-NR, die zuvor mit 13 zu 11 Stimmen Nicht-Eintreten
empfohlen hatte. Urspringlich hatte die Kommission entsprechend der urspriinglichen
Forderung einer parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) vorgesehen, diese
finanzielle Hilfe fur ehemalige Parlamentsmitglieder ganzlich abzuschaffen. Nachdem
der Nationalrat die Vorlage abgeschwacht hatte - neu sollten nur noch abgewahlte,
nicht aber freiwillig zurlicktretende Parlamentsmitglieder von einer finanziellen
Uberbriickung profitieren -, war der Stinderat in der Sommersession 2020 gar nicht
erst auf die Vorlage eingetreten.

Es sei eine lange Geschichte, die sich im Kreis drehe, fasste Kommissionssprecher
Matthias Jauslin (fdp, AG) zusammen. Eine Minderheit kritisiere dabei - «vielleicht auch
zurecht» -, wie der Standerat mit der Vorlage umgehe: «Wenn dem Sténderat etwas
nicht passt, wird es vom Tisch gewischt». Allerdings sei damit zu rechnen, dass die
kleine Kammer auch ein zweites Mal nicht eintreten werde, selbst wenn sich der
Nationalrat nun mit der Vorlage beschaftigen wirde, mahnte Jauslin. Es gelte deshalb,
der Sache ein Ende zu bereiten. Fir besagte Minderheit wiederholte Gregor Rutz (svp,
ZH) noch einmal die bereits bekannten Argumente: Ratsmitglieder, die neben der
Arbeitslosenversicherung als Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier nach einem
geplanten Rucktritt auch noch Einkommen erzielten, sollten nicht in den Genuss
staatlich finanzierter Uberbriickungshilfe kommen. Der Standerat brauche ab und zu
ein paar Monate mehr; auch er werde aber die Wichtigkeit der Angelegenheit noch
erkennen. Die rhetorische Frage von Ada Marra (sp, VD), ob es niemand seltsam finde,
dass die Kommissionsminderheit von einem Fraktionsmitglied jener Partei angefuhrt
werde, die nichts dagegen einzuwenden habe, dass Christoph Blocher, AHV-Bezuger
und reich, ebenfalls eine Art von Uberbriickungshilfe beanspruche, blieb
unbeantwortet - die Vaudoise spielte auf die Forderung des alt-Bundesrats an, sein
Ruhegehalt nachtraglich beziehen zu kénnen. In der Folge warb Marianne Streiff-Feller
(evp, BE) im Namen der Mitte-Fraktion fir die 2019 gefundene Kompromisslésung und
entsprechend fir Eintreten und Kurt Fluri (fdp, SO) gab bekannt, dass die FDP-Fraktion
auch aus finanziellen Uberlegungen fiir Nicht-Eintreten stimmen werde: Auch mit der
abgeschwachten Lésung wiarden nur unwesentliche Einsparungen der pro Jahr im
Schnitt rund CHF 100'000 betragenden Uberbriickungshilfen gemacht. Entsprechend
stammten die Stimmen, die das Geschéft - erfolglos - gerne noch einmal an die kleine
Kammer geschickt hatten, aus der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, aus der
Mitte-Fraktion (28 beflrwortende, 1 Gegenstimme) und aus der FDP-Fraktion (4
abweichende, beflrwortende Stimmen). *
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Parlamentsorganisation

Die Sammelvorlage zu den Anderungen des Parlamentsrechts gelangte in der
Frihjahrssession 2018 in den Stéanderat. Der Vorlage sei vorgeworfen worden, sie sei
nicht notwendig oder zu vielfaltig - leitete Andrea Caroni (fdp, AR) als Sprecher der
SPK-SR sein Votum flr Eintreten ein. Es sei aber gerade ein bewusster Entscheid der
beiden Staatspolitischen Kommissionen gewesen, zahlreiche «kleine, aber feine»
Vorstdsse gemeinsam umzusetzen. Nichteintreten auf die Vorlage bedeute, dass rund
ein Dutzend einst angenommener Anliegen nicht umgesetzt wirden. Die Kommission
empfehle deshalb mit 11 zu 2 Stimmen auf die von der SPK-NR ausgearbeitete Vorlage
einzutreten. Die kleine Kammer folgte dieser Empfehlung diskussionslos.

In der Folge schuf der Standerat einige Differenzen zum Nationalrat. Zuerst fUhrten die
Kantonsvertreterinnen und -vertreter den von der grossen Kammer gestrichenen und
auf eine parlamentarische |Initiative Streiff-Feller (evp, BE; Pa.lv. 14.472)
zuruckgehenden Passus der SPK-NR wieder ein, der verlangte, dass arbeitnehmende
Ratsmitglieder bei Amtsantritt ihre Funktion und ihren Arbeitgeber angeben. Bei Einsitz
in Fihrungs- und Aufsichtsgremien oder bei Beratungs- und Expertentatigkeiten soll
ein Ratsmitglied zudem angeben mussen, ob die Tatigkeit bezahlt oder ehrenamtlich
ausgefuhrt  wird. Auch bei der Maoglichkeit, in  begrindeten  Féllen
Kommissionsunterlagen verdffentlichen zu kénnen, beschloss der Standerat entgegen
der Entscheidung des Nationalrats, der diesen Abschnitt streichen wollte, dem
ursprunglichen Entwurf zu folgen. Bereits in der SPK-SR umstritten und mit einem
Minderheitsantrag Cramer (gp, GE) bekdmpft wurde der Vorschlag, dass Uber Antrége
von Einigungskonferenzen obligatorisch abgestimmt werden soll. Dies war bis anhin nur
der Fall, wenn Gegenantrage gestellt wurden. Robert Cramer fand im Rat Gehoér mit
seinem Argument, dass diese Anderung weder nétig noch koharent mit dem System sei.
Antrége  von Einigungskonferenzen seien nicht mit  (obligatorischen)
Schlussabstimmungen gleichzusetzen, weil sie ja eben nicht am Ende stinden. Mit 33 zu
12 Stimmen folgte die kleine Kammer dem Genfer Grlnen. Ein Minderheitsantrag lag
auch beim nachsten Element der Vorlage vor, néamlich der Frage, ob
Schlussabstimmungen der beiden Rate gleichzeitig, also am gleichen Tag stattfinden
mussten oder nicht. Fur die Kommission fuhrte Andrea Caroni aus, dass bis 1991
Gleichzeitigkeit gesetzlich geregelt gewesen sei. Diese Regel sei aber bei einer Revision
«unbemerkt» aus dem Gesetz «gefallen». Die langjahrige Praxis, Schlussabstimmungen
gleichzeitig durchzufuhren, habe sich aber trotzdem gehalten. Eine knappe
Kommissionsmehrheit wollte diese Praxis analog zum Vorschlag der SPK-NR
beibehalten. Eine Minderheit Minder (parteilos, SH) schlug hingegen vor, dass die
Schlussabstimmungen nicht am gleichen Tag, sondern in der gleichen Session
stattzufinden  hatten. Thomas  Minder  begrindete sein  Anliegen  mit
Kosteneinsparungen. Meistens mussten die Mitglieder des Standerats extra am Freitag
der letzten Sessionswoche nach Bern fahren, nur um gleichzeitig mit dem Nationalrat
Schlussabstimmungen durchfihren zu kénnen. Damit wirden
Ubernachtungsentschadigungen und Essensspesen von rund CHF 137'000 pro Jahr fiir
einen «alten Zopf» ausgegeben. Wohl auch, weil sowohl das Blro-SR als auch die
Redaktionskommission (REDK) argumentierten, dass es flr die Funktion des Parlaments
wichtig sei, dass beide Rate am letzten Tag anwesend seien, unterlag die Minderheit mit
6 zu 37 Stimmen. Mehr Erfolg hatte eine Minderheit Engler (cvp, GR), die - unterstitzt
von 29 gegen 13 Stimmen - festschreiben wollte, dass der Bundesrat bei einer
Botschaft zu einem neuen Gesetz eine Aussage darUber machen musse, ob dieses
Gesetz befristet werden kdnne. Darlber hinaus soll eine noch nicht behandelte Motion
Lombardi (cvp, TI; Mo. 17.3961) umgesetzt werden, geméss der bei Erlassentwlrfen auch
die Folgen fur Auslandschweizerinnen und -schweizer abgeschéatzt werden sollten. Mit
41 zu 0 Stimmen (bei einer Enthaltung) wurde die so verdnderte Gesetzesvorlage in der
Gesamtabstimmung angenommen.

Auch die Verordnung, die anschliessend beraten wurde, passierte die
Gesamtabstimmung einstimmig (43 zu O Stimmen bei einer Enthaltung). Neben einer
redaktionellen Anderung gab hier die Idee der SPK-SR zu reden, mit der das in der
Verordnung neu geplante Register mit Angaben zu den Auslandreisen aller
Parlamentsmitglieder noch hatte verscharft werden sollen. Der Vorschlag von Roland
Eberle (svp, TG), die nationalratliche Fassung beizubehalten - und somit die
«Selbstkasteiung» einzuschrédnken -, wurde mit 36 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen)
gutgeheissen. ®
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die beiden parlamentarischen Initiativen, mit denen eine ausgewogene Vertretung der
Geschlechter auf Wahllisten gefordert wurde (Pa.lv. 19.440 von Iréne Kalin (gp, AG)
sowie Pa.lv. 19.460 von Jirg Grossen (glp, BE)), wurden in der Herbstsession 2020 vom
Nationalrat gemeinsam beraten. Die SPK-NR hatte mit je 15 zu 10 Stimmen beantragt,
den beiden Initiativen keine Folge zu geben. In der Debatte machten sich die Initiantin
und der Initiant fur ihre Anliegen stark. Die eidgendssischen Wahlen 2019 héatten
gezeigt, dass es eine Rolle spiele, wie viele Frauen auf den Wabhllisten vertreten seien.
Der neue Frauenanteil in der grossen Kammer von etwas Uber 40 Prozent entspreche
praktisch dem Anteil von Frauen auf den Listen, so Iréne Kalin. 40 Prozent sei zwar
besser als 30 Prozent - der Anteil vor den eidgendssischen Wahlen 2019 - aber eine
ausgewogene Vertretung der Geschlechter sei damit nach wie vor nicht Realitat,
obwohl dies von der Verfassung gefordert werde. Auch Jurg Grossen hob den Anstieg
des Frauenanteils nach den Wahlen hervor, betonte aber auch, dass die weibliche
Halfte der Bevolkerung «im Bundeshaus nach wie vor deutlich untervertreten» sei. Die
Erfahrung zeige zudem, dass der Frauenanteil rasch wieder erodiere, wenn die
Forderung von Paritét nicht umgesetzt werde oder dauernd wieder erkdmpft werden
musse. Dabei seien nicht fixe Quoten anzustreben, sondern Anreize zu schaffen: Nur
noch jene Parteien sollen Fraktionsbeitréage erhalten, die hinsichtlich Geschlecht mit
ausgewogenen Wahllisten antreten. Marianne Binder-Keller (cvp, AG) nahm flr die
Kommission Stellung und bezeichnete die beiden Anlegen als «mutierte Varianten
bereits abgelehnter Vorstdsse, die Quoten auf Wahllisten forderten». Sie wies darauf
hin, dass sie als Frau gerade aus Gleichstellungsiiberlegungen gegen «diese Form von
Kandidierendenobligatorium» sei. Die beiden Initiativen wulrden implizieren, dass
Frauen nicht in der Lage seien, sich selber durchzusetzen. Frau sein, sei kein Programm
und es ware ja dann auch die Frage, was passieren wirde, wenn es eine Mehrheit von
Frauen im Parlament gebe. Die Mehrheit der Kommission sei Uberdies nicht der
Meinung, dass Gleichstellung heute verhindert werde. Es werde ja niemand an einer
Kandidatur gehindert und letztlich sei es der Souveréan, dem zugetraut werden ddrfe,
dass er nicht auf die Wahl von Frauen verzichte, «nur weil sie Frauen sind». Hingegen
sehe es die Mehrheit der Kommission als «undemokratische Einmischung», wenn den
Parteien vorgeschrieben wirde, wen sie bei Wahlen nominieren mussten.
Fraktionsbeitréage von der Gestaltung der Listen abhangig zu machen, erachte die SPK-
NR zudem als sachfremd, zentralistisch und unliberal.

Wie zu erwarten war, wurden die beiden Vorstdsse von den geschlossenen Fraktionen
der SP und der GP sowie zumindest bei der Initiative Grossen auch von der Mehrheit
der GLP unterstltzt. Die 80 Stimmen (gegen 114 Gegenstimmen) bei der
parlamentarischen Initiative Kalin bzw. die 83 Stimmen (gegen 109 Gegenstimmen) bei
der Initiative Grossen - beide Male ohne Enthaltungen - reichten aber nicht aus und
die Anliegen wurden versenkt. Uber die Lager der Initiantin und des Initianten hinaus
vermochten die Anliegen praktisch nicht zu mobilisieren, insbesondere nicht bei den
Nationalratinnen des burgerlichen Lagers: Nur Céline Amaudruz (svp, GE) und Marianne
Streiff-Feller (evp, BE) unterstltzten den Vorschlag von Jirg Grossen und Jacqueline de
Quattro (fdp, VD) die Idee von Iréne Kalin. ©

In der Herbstsession 2020 beugte sich der Nationalrat als Zweitrat Uber den von der
SPK-SR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative, mit dem
mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung geschaffen werden soll. Nicht weniger als
40 Wortmeldungen zeugen von der Bedeutung, die der Vorlage auch in der grossen
Kammer entgegengebracht wurde. Die beiden Sprecher der SPK-NR - Andri
Silberschmidt (fdp, ZH) und Damien Cottier (fdp, NE) - plédierten flr Eintreten und
warben fiir einige von ihrer Kommission vorgenommene gewichtige Anderungen des
standeréatlichen Vorschlags: Die Mehrheit der Kommission stelle sich, anders als von der
kleinen Kammer vorgeschlagen, gegen jegliche Offenlegung des Namens von
Spenderinnen und Spendern, verlange aber nebst der Offenlegung der Einnahmen auch
jene der Ausgaben von politischen Akteuren, jedoch ohne dass hier erhaltene
Zuwendungen offengelegt werden mussten. Ebenfalls abweichend zum Sténderat
schlage die Mehrheit der Kommission vor, dass bei Abstimmungen und Wahlen bereits
Kampagnenbudgets von CHF 50'000 offengelegt werden - der Standerat hatte hier eine
Obergrenze von CHF 250'000 vorgesehen und auch die Initiative sah eine hdhere
Obergrenze von CHF 100'000 vor. Schliesslich - so die beiden Kommissionssprecher -
musse diese Offenlegungspflicht nicht nur fir Kandidierende flur den Nationalrat,
sondern auch fur jene fur den Standerat gelten.

Zuerst wurde Uber Eintreten verhandelt. Eine Kommissionsminderheit bestehend aus
Mitgliedern der SVP-Fraktion begrindete ihren Nichteintretensantrag mit den zu
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komplizierten Transparenzregeln, die vom Vorschlag vorgesehen seien; das Vertrauen in
die Politik wiirde so eher geschwécht als gestérkt. Gregor Rutz (svp, ZH) bezeichnete die
Vorlage gar als «Absurditat»: Es bestehe kein Handlungsbedarf und der Vorwurf, die
Schweizer Politik sei korrupt, - Rutz nahm Explizit auf die Vorwurfe der GRECO Bezug -
sei «Unsinn». Transparenz brauche man dort, wo demokratische Defizite bestiinden,
was in der Schweiz nicht der Fall sei. Nadine Masshardt (sp, BE), ihres Zeichens Co-
Prasidentin des Tragervereins der Transparenz-Initiative, pladierte fur die SP-Fraktion
fur Eintreten: Die SPK-NR habe den Gegenvorschlag wirkungslos gemacht, was
insbesondere hinsichtlich der Offenlegung der Spenderinnen und Spender wieder zu
korrigieren sei. Ins gleiche Horn stiess Iréne Kalin (gp, AG) fur die Fraktion der Griinen.
Ohne Offenlegung von Spenden kdénne nicht von Transparenz gesprochen werden. lhre
Fraktion sei deshalb flur Eintreten, um hier Korrekturen anzubringen. Auch die Mitte-
Fraktion plédierte via ihre Sprecherin Marianne Binder-Keller (cvp, AG) fur Eintreten,
auch wenn die CVP sowohl gegen die Initiative als auch gegen den hier vorliegenden
Vorschlag sei. Dies einerseits, weil die Bestrebungen letztlich auf eine staatliche
Parteienfinanzierung hinausliefen, und andererseits, weil eine Forderung der CVP nicht
erfullt sei, ndmlich die Offenlegung von indirekten Spenden und Querfinanzierungen
beispielsweise durch Gewerkschaften und Wirtschaftsverbédnde. Doris Fiala (fdp, ZH)
sprach von «Zeitgeist», der im Moment mehr Transparenz fordere. Allerdings sei diese
Forderung in einem Milizsystem umsichtiger umzusetzen als bei einem System mit
Profipolitikerinnen und -politikern - Fiala nahm Bezug auf ihr Mandat im Europarat, bei
dem sie einer sehr strengen Offenlegungspflicht unterworfen sei. Auch die FDP wolle
keine staatliche Parteienfinanzierung und die Wahrung der Privatsphéare auch bei
politischen Zuwendungen. Der Trend fur mehr Transparenz werde «auch vor den Tlren
der Schweizer Parteien keinen Halt machen», vermutete Corina Gredig (glp, ZH) und
pladierte flur ihre GLP-Fraktion nicht nur fur Eintreten, sondern auch fir die
Offenlegung der Namen von Spenderinnen und Spendern. Vor der Abstimmung Uber
Eintreten meldete sich auch Justizministerin Karin Keller-Sutter zu Wort. Sie erinnerte
daran, dass ein ganzlicher Verzicht der Offenlegung von Spenden ein Kernstlick der
Transparenzinitiative entfernen wirde. Der wesentlich tiefere Schwellenwert von CHF
50'000 fur die Offenlegung von Kampagnen wiederum ziehe wohl vor allem
blrokratischen Aufwand nach sich. Zudem sei die Forderung nach einer Offenlegung
der Kampagnenzuwendungen von Standeratskandidierenden deshalb heikel, weil ja
eigentlich die Kantone fur die Wahlen in die kleine Kammer verantwortlich seien. Sie
bat den Rat aber auch deshalb um Eintreten, weil es sinnvoller sei, eine Regelung auf
Gesetzesstufe anzubringen als in der Verfassung. Wie aufgrund der Sprecherinnen und
Sprecher nicht anders zu erwarten war, stimmte die Mehrheit der anwesenden
Nationalratinnen und Nationalréte fur Eintreten. Die 57 Nein-Stimmen stammten aus
der SVP- (562 Stimmen) und der FDP-Fraktion (5 Stimmen), hatten aber gegen die 136 Ja-
Stimmen keine Chance.

In der Folge ging es um die bereits in der Eintretensdebatte angekindigten
Anderungsantrage. FEine Mehrheit von 135 zu 56 Stimmen folgte dem
Kommissionsvorschlag, dass Parteien nicht nur wie vom Sténderat vorgesehen ihre
Einnahmen, sondern auch ihre Ausgaben offenlegen mussen. Der SVP-
Minderheitsantrag, der dem Stédnderat folgen wollte, scheiterte also deutlich.
Wesentlich knapper scheiterte der Minderheitsantrag Streiff (evp, BE), mit dem die
Offenlegung von Spenden gefordert worden ware, nicht aber wie vom Standerat
vorgesehen mit einer Obergrenze von CHF 25'000, sondern mit einer Obergrenze von
CHF 10'000. Die 94 Stimmen der geschlossenen Fraktionen von SP und Grilnen,
untersttzt von 15 Stimmen der Grinliberalen - einzig Martin Baumle (glp, ZH) sprach
sich fur die Mehrheit aus, die die Offenlegung der Spenden ganz streichen wollte -
sowie von 9 Stimmen aus der Mitte-Fraktion und den 2 SVP-Stimmen von Mike Egger
(svp, SG) und Lukas Reimann (svp, SG) reichten gegen die 96 Stimmen fir die
Kommissionsmehrheit nicht aus. Der Vorschlag der Kommission obsiegte auch bei der
Frage nach der Hohe der Kampagnenausgaben. Nicht CHF 250'000 wie vom Standerat
und einer Minderheit Bircher (svp, AG) vorgesehen (130 zu 60 Stimmen), aber auch nicht
CHF 100’000, wie von der Minderheit Streiff vorgeschlagen (171 zu 18 Stimmen), sondern
Kampagnenausgaben von CHF 50'000 sollen neu eine Offenlegung zwingend machen.
Angenommen wurde auch der Vorschlag, dass die einzureichenden Dokumente
stichprobenweise zu kontrollieren seien.

Da damit aber keiner der Minderheitsantrage eine Mehrheit gefunden hatte und die von
praktisch allen Fraktionen kritisierte, von der SPK-NR ziemlich verwésserte Vorlage so
insgesamt zu viele Gegnerinnen und Gegner hatte, kam es bei der Gesamtabstimmung
wenig Uberraschend zu einer deutlichen Abfuhr. Lediglich noch 17 Stimmen aus der
FDP-Fraktion sowie eine Stimme aus der Mitte-Fraktion (Martin Landolt (bdp, GL))
unterstitzten die Vorlage; standen aber gegen die 168 Gegenstimmen (9 Enthaltungen)
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auf verlorenem Posten. Damit wird der Ball dem Sténderat zurtckgespielt. ’

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Arbeitslosenversicherung (ALV)

Mit zwei parlamentarischen Initiativen (Pa.lv. 16.502 und Pa.lv. 16.503) wollte Min Li
Marti (sp, ZH) im Dezember 2016 die Situation alterer Arbeitsuchender im AVIG
verbessern. Mit der ersten Initiative sollte das AVIG zukunftig generell den Bedurfnissen
und Schwierigkeiten é&lterer Arbeitsuchender besser gerecht werden, die zweite
Initiative formulierte konkrete Vorschléage: So sollte bei Gber 55-Jéhrigen zukinftig auch
der Verdienst aus arbeitsmarktlichen Massnahmen versichert sein und die
Mindestbeitragszeit fir den Maximalbezug von Arbeitslosengeld fur dieselbe
Personengruppe von 22 auf 18 Monate reduziert werden. Die SGK-NR empfahl mit 18 zu
6 respektive 19 zu 6 Stimmen, den Initiativen keine Folge zu geben. Sie konzentriere sich
mit Hilfe der Wirtschaft lieber auf eine bessere Arbeitsmarkteingliederung der Uber 55-
Jahrigen, deren Arbeitslosen- und Aussteuerungsquote Uberdies tiefer lagen als
diejenigen anderer Gruppen. Dabei nahm die Kommission auch Petitionen des Vereins
50plus outln work Schweiz (heute Avenir50plus; Pet. 15.2038) sowie von Herrn Gotthold
Morach (Pet. 17.2004) zur Kenntnis.

Nach einer hitzigen Debatte zur Frage, wie stark sich die Situation fur die tUber 50-
Jéhrigen seit der EinfUhrung der Personenfreizligigkeit verschlechtert habe, lehnte der
Nationalrat beide Initiativen in der Friihjahrssession 2018 mit 135 zu 52 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) respektive mit 129 zu 51 (bei 3 Enthaltungen) ab. Bei beiden
Abstimmungen waren die geschlossen stimmenden SP- und Grlinen-Fraktion sowie
EVP-Nationalrdtin Marianne Streiff-Feller (evp, BE) - unterstitzt in der zweiten
Abstimmung von Thomas Aeschi (svp, ZG) - in der Minderheit. ®

Soziale Gruppen
Asylpolitik

«Vous avez aussi quelque part quelque chose qui ressemble a un cceur, je vous invite
donc a donner suite a cette initiative parlementaire.» Lisa Mazzone (pes, GE) a ainsi
conclu son plaidoyer pour l'initiative parlementaire qu'elle avait déposée en septembre
2017, et qui visait a mettre fin a la détention administrative de mineurs, dans le
respect de I'intérét supérieur de I'enfant. Elle a rappelé que la Suisse a ratifié en 1997
la Convention relative aux droits de I'enfant, qui se retrouve violée par I'incarcération
entre 2015 et 2017 d'une centaine d'enfants. Selon un rapport de Terre des Hommes, la
détention administrative, autorisée dans le droit suisse pour les mineurs de 15 a 18 ans,
est en augmentation. Selon la conseillere nationale, cette mesure est inefficace et
dangereuse, elle a des conséquences graves sur la santé physique et psychique des
enfants. De plus, le rapport de Terre des Hommes dit que le plus souvent, les
requérants et requérantes mineures a qui l'on a signifié un ordre de détention
disparaissent dans la nature. Cette situation est problématique, notamment parce que
cela les rend plus vulnérables face aux réseaux de traite humaine. La députée verte
rappelle que des alternatives a la détention existent, comme par exemple I'obligation de
se présenter régulierement a une autorité. La preuve en est, selon elle, que neuf
cantons ont renoncé a la détention de personnes mineures. Geneve et Neuchéatel I'ont
inscrit dans leur loi et le Valais, Vaud, Appenzell Rhodes-Intérieures, Argovie, Bale-
Campagne, Jura et Nidwald n'appliquent pas cette mesure sur le principe.

La CIP-CN est restée sourde a ces arguments. Selon elle, I'application des renvois est
une compétence cantonale, et la législation en vigueur tient suffisamment compte de la
situation des personnes migrantes mineures. Une ingérence dans les compétences
cantonales serait aller trop loin, souligne la commission, qui estime qu'il est de la
responsabilité des parents requérants d'asile de quitter la Suisse avec leurs enfants
pour ne pas leur faire subir de séjour en prison. Une minorité de la commission (9 voix
contre 15) s'oppose a la détention des enfants.

Lors du débat, Pierre-Alain Fridez (ps, JU) a pris la parole, et a déclaré ses liens
d'intéréts: il est rapporteur général dans la campagne du Conseil de I'Europe contre la
détention administrative des enfants migrants, dont la Suisse est le principal
contributeur. Le socialiste a posé la question des risques face aux bénéfices: Vaut-il la
peine de faire encourir aux enfants d'importants risques pour leur santé juste pour des
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raisons administratives? Le conseiller national Romano (pdc, TI) a balayé cette
objection d'un geste: «Monsieur Fridez, en Suisse, on ne met pas des enfants en prison.
C'est prévu seulement pour des personnes ayant déja atteint I'dge de 16 ans.» Le rappel
du texte de la Convention relative aux droits de I'enfant, qui dit que toute personne en
dessous de 18 ans en est un, n'a pas fait le poids, I'initiative parlementaire a été refusée
par 118 voix contre 57, avec 3 abstentions. Si I'habituelle opposition rose-verte contre le
reste du Parlement était visible, il y a eu tout de méme quelques voix dissidentes au
sein du bloc bourgeois: Alfred Heer (udc, ZH), Isabelle Moret (plr, VD), Rosmarie
Quadranti (pbd, ZH) les deux PEV Niklaus-Samuel Gugger (ZH), Marianne Streiff-Feller
(BE) et le PDC Guillaume Barazzone (GE) ont refusé d'entrer en matiere sur I'initiative.
Les Verts'libéraux n'étaient pas au diapason sur la question: un seul député s'est
prononcé contre l'initiative, trois pour, un s'est abstenu et deux n'ont pas participé au
vote. ?
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